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Vorwort
Wo könnte eine Dissertation besser entstehen als an einem Lehrstuhl mit netten
Kollegen, die nie diskussionsmüde werden, engagierten Studenten, denen kein
Winkel der Bibliothek zu entlegen ist, und einem stets gut gelaunten „Chef", der
seinen Mitarbeitern alle erdenklichen Freiheiten lässt und gleichzeitig durch seine
Schaffenskraft stets zu eigener Leistung anspornt?
Für all das habe ich zu danken, meinem verehrten akademischen Lehrer, Herrn
Prof. Dr. Dr. Stefan Grundmann, LL.M., an dessen Lehrstuhl ich eine wunderbare,
menschlich wie fachlich interessante und anregende Zeit verleben durfte. Sein
eindrucksvolles Vorbild haben mein Denken und diese Arbeit wesentlich geprägt.
Besonderen Dank schulde ich auch meinem lieben Freund und damaligen Kolle-
gen, Herrn Dr. Jens-Uwe Franck, LL.M.oec., der immer als kritischer Diskussions-
partner zur Verfügung stand und dessen wertvolle Anmerkungen mir oft Ansporn
waren, einige Fragen nochmals zu durchdenken. Zu danken habe ich auch Herrn
Prof. Dr. Hans-Peter Schwintowski, der mir als Zweitberichterstatter instruktive
Hinweise zur Ergänzung und Präzisierung der Arbeit gegeben hat. Schließlich gilt
mein Dank meiner Schwester, Frau Laura Massari und Frau Elena Widera, LL.M.
Sie haben die Arbeit ganz bzw. teilweise gelesen und durch ihre Anmerkungen an
mancher Stelle die Klarheit des Gedankens gefördert.
Die vorliegende Arbeit wurde von der Juristischen Fakultät der Humbold-
Universität zu Berlin im Wintersemester 2005/2006 als Dissertation angenom-
men. Sie ist im Wesentlichen auf dem Stand von Juli 2005, vereinzelt konnte Lite-
ratur bis August 2006 nachgetragen werden.

Frankfurt am Main, im Oktober 2006 Philipp Massari
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